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Protokoll DV/MV 1.2014/2015 
vom Mittwoch, 24. September 2014, 19.30 – 22.15 Uhr,  
Coop Tagungszentrum, Muttenz
Von Gabriele Zückert

 LVB-Delegierte: total 96, anwesend 56
 LVB-Mitglieder: ca. 100
 
 Traktanden:
 1.  Begrüssung, Übersicht,  

Stimmenzähler

 Statutarische Geschäfte
 2.  Protokoll ausserordentliche DV 

vom 27. Mai 2014
 3.  Jahresrechnung 2013/2014,
 Revisionsbericht
 4.  Budget 2014/2015 inkl. Festlegung 

der Mitgliederbeiträge

Vorsitz: Roger von Wartburg

 
 5.  Wahlen
 6.  Statutenanpassungen

Berufspolitische Geschäfte
 7.  Übersicht zu den laufenden Geschäf-

ten des LVB
 8.  Hauptthema: Zwei kontradiktorische 

Referate zum Thema Frühfremd
 9.  Danksagung
10  Verabschiedung von 2 Resolutionen
11  Diverses

1. Begrüssung, Übersicht,  
Stimmenzähler
Roger von Wartburg begrüsst die an-
wesenden Delegierten und Mitglieder. 
Im Speziellen begrüsst er Bildungsdi-
rektor Urs Wüthrich-Pelloli, Bruno 
Rupp als Vertreter der Geschäftsleitung 
LCH, die zahlreich anwesenden Ehren-
mitglieder des LVB, anwesende Mit-
glieder der BKSK und die Referenten 
Christine Le Pape Racine (PH FHNW), 
Giuseppe Manno (PH FHNW), Rudolf 
Wachter (Universitäten Basel und Lau-
sanne) und Urs Kalberer (Lehrer, Didak-
tiker, Bildungs-Blogger).

Als Stimmenzähler werden Philippe Pe-
ter und Didier Moine einstimmig ge-
wählt.

Antrag auf Änderung der Traktanden-
liste: R. von Wartburg beantragt aus 
aktuellem Anlass zwei Ergänzungen 
der Traktandenliste: 
5. Wahlen in den Kantonalvorstand: 
Neu: 5.1. Wahlen in den Kantonalvor-
stand. 5.2. Wahlen in die LCH-Delegier-
tenversammlung. 
10. Verabschiedung einer Resolution: 
Neu: Verabschiedung von zwei Resolu-
tionen. 
Beiden Änderungen der Traktandenlis-
te wird einstimmig, ohne Gegenstim-
men oder Enthaltungen, zugestimmt.

Statutarische Geschäfte
Stimmberechtigt sind die Delegierten.

2. Protokoll ausserordentliche DV 
vom 27. Mai 2014
Das Protokoll wird einstimmig geneh-
migt, keine Gegenstimmen, keine Ent-
haltungen. 

3. Jahresrechnung 2013/2014, 
Revisionsbericht
Bilanz: M. Weiss kommentiert ausge-
wählte Positionen.

Vereinskasse: In der Vereinskasse ist 
etwas weniger Geld, weil die Ge-
schäftsleitung im letzten Jahr weniger 
Arbeitsstunden als üblich mit dem 
Kanton verrechnet, sondern direkt 
ausgezahlt hat, weswegen das Geld 
früher fällig wurde.
Jubilarenkasse: Sie ist ausgeglichen.
Kampfkasse: Sie hat sich wegen des 
Sonderbeitrages gut entwickelt.
Rechtsschutzkasse: Die Ausgaben lie-
gen im üblichen Rahmen. Ab nächs-
tem Jahr werden allerdings keine 
Lohnkosten (Ressort Beratung und 
Rechtshilfe) mehr über diese Kasse ab-
gerechnet. Die Obligationen, die auf-
grund der Forderung der BLPK (siehe 
Traktandum 4) aufgelöst wurden, er-
scheinen als Ertrag. Ein Gutachten be-
treffend den Stellenabbau auf der 
Sek-I-Stufe wurde über diese Kasse 
abgerechnet.

Erfolgsrechnung: Die Erfolgsrech-
nung stimmt in den meisten Positionen 
gut mit dem Budget überein. Einige 

budgetierte Ausgaben sind jedoch ge-
ringer ausgefallen als befürchtet. Die 
Rechnung schliesst daher statt mit ca. 
20'000 Fr. Verlust mit einer roten Null 
ab. 

Revisionsbericht: Er bescheinigt der 
Rechnung ihre Richtigkeit. 
Abstimmung: Die Jahresrechnung 
2013/2014 wird einstimmig angenom-
men, keine Gegenstimmen, eine Ent-
haltung. 

M. Weiss dankt Christoph Straumann, 
der noch einen Grossteil der Jahres-
rechnung erstellt hat.

4. Budget 2014/2015 inkl. Fest- 
legung der Mitgliederbeiträge
Der LVB hat in den Jahren 1969 bis 1992 
einen Sekretär beschäftigt und bei der 
BLPK versichert. Im Zuge der Ausfinan-
zierung der BLPK muss der LVB nun die 
Deckungslücke der Pensionskassenbei-
träge von ca. 255’000 Fr. ausfinanzie-
ren. An der a.o. DV vom Mai wurde 
beschlossen, die in Obligationen ange-
legte Reserve der Rechtsschutzkasse 
aufzulösen (rund 113'000 Fr.). Von die-
sem Geld werden Ende Jahr 105'000 Fr. 
direkt an die BLPK überwiesen. Für die 
Restschuld nimmt der LVB bei der BLKB 
einen Kredit auf mit Defizitgarantie 
des Kantons. Der Sekretär wurde aller-
dings auch vom swch (Schule und Wei-
terbildung Schweiz) beschäftigt und 
zwar zu etwa 50%. Offiziell war bei 
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der BLPK – wahrscheinlich damals der 
Einfachheit halber – nur der LVB als 
Arbeitgeber gemeldet, die PK-Beiträ-
ge wurden jedoch von beiden Verei-
nen anteilsmässig entrichtet. Dieser 
Umstand geriet allerdings im Zuge der 
diversen Wechsel innerhalb der LVB-
GL seit Anfang der 1990er Jahre in 
Vergessenheit. Der LVB hat dem swch 
nun die Forderung gestellt, die Hälfte 
der Ausfinanzierung zu übernehmen, 
was dieser abgelehnt hat. Ein Prozess 
ist möglich. Der LVB muss noch abwä-
gen, ob sich dies lohnt. Ein Loch ins 
Budget reissen ausserdem die vielen 
Frühpensionierungen. Es liegt ein 
strukturelles Defizit von etwa 40'000 
Fr. vor. Deswegen kann der LVB nicht 
auf den bestehenden Sonderbeitrag 
von 20 Fr. verzichten. Im schlechtesten 
Fall muss nächstes Jahr der Sonderbei-
trag auf 30 Fr. erhöht werden, im bes-
ten Fall hat der LVB nächstes Jahr 250 
neue Mitglieder. Um die Mitglied-
schaft im LVB auch finanziell attrakti-
ver zu machen, ist die Geschäftslei-
tung in Absprache mit dem Kantonal-
vorstand eine Partnerschaft mit Sunrise 
eingegangen. M. Weiss stellt die ver-
schiedenen Angebote vor. Das wahr-
scheinlich attraktivste Angebot ist ein 
Flat-Abo für 35 Fr. für Mobiltelefonie 
(inkl. Gespräche, SMS, MMS und Inter-
net). LEBE (Lehrerverein Bern) hat 
durch dieses Angebot einen sprung-
haften Mitgliederanstieg erlebt. Die 
Geschäftsleitung erhofft sich den glei-
chen Effekt in Baselland und muntert 
die Delegierten auf, sich weiterhin für 
das Werben von Neumitgliedern ein-
zusetzen, wobei das Sunrise-Angebot 
ein zusätzliches Motivationspflaster 
sein kann.

Budget: M. Weiss erläutert einige Po-
sitionen. Der Erlös aus Mitgliederbei-
trägen wird höher ausgewiesen, weil 
der Sonderbeitrag in die Kasse fliessen 
wird. Die Auflösung der Reserve (Ob-
ligationen) in der Rechtsschutzkasse 
wird wegen des Bezahlens der BLPK-

Schuld gleich wieder aufgebraucht. 
Die Erlöse aus den Profitcentern des 
LCH werden vorsichtiger budgetiert. 
Die Kampfkasse bleibt auf ihrem Ni-
veau (kein Sonderbeitrag), der Rechts-
schutzkasse wird kein Personalauf-
wand mehr verrechnet, sie muss aber 
eventuelle Prozesskosten gegen den 
swch tragen. Das Budget weist ein De-
fizit von 200'000 Fr. aus.

Der KV beantragt aus obengenannten 
Gründen die Erhebung eines Sonder-
beitrages BLPK für das laufende Schul-
jahr von 20 Fr. 

Die Delegierten genehmigen die Mit-
gliederbeiträge einstimmig, keine Ge-
genstimmen, 3 Enthaltungen.

Dem Budget 2015 wird einstimmig zu-
gestimmt, keine Gegenstimmen, 4 Ent-
haltungen.

5. Wahlen
5.1. Wahl in den Kantonal- 
vorstand

Adrian Marbacher, die neue Vertre-
tung des BLVSS (Basellandschaftlicher 
Verein für Sport in der Schule), wird 
einstimmig, ohne Gegenstimmen und 
Enthaltungen, in den Kantonalvor-
stand gewählt. R. von Wartburg heisst 
ihn in diesem Gremium willkommen.

5.2. Wahlen in die LCH-Delegier-
tenversammlung
Einige Mitglieder der Geschäftslei-
tung sind in verschiedenen Gremien 
des LCH vertreten und gleichzeitig 
auch noch Delegierte des LCH. Um die 
Geschäftsleitung zu entlasten, die Ver-
antwortung breiter abzustützen und 
Überschneidungen aufzuheben, hat 
die Geschäftsleitung einen Aufruf ge-
startet, sich für diese Aufgabe zu mel-
den. Auf den Aufruf haben sich 3 In-
teressierte gemeldet. Dennis Krüger 
(Gym Liestal, neu), Susanne Niederer 
(Sek Allschwil, neu), Urs Stammbach 

(PS Lausen, neu) und Claudia Ziegler 
(VSF, bisher) werden einstimmig, ohne 
Gegenstimmen und ohne Enthaltun-
gen, gewählt. R. von Wartburg wünscht 
ihnen allen ein erfolgreiches Wirken in 
ihrem Amt.

6. Statutenanpassungen: 
R. von Wartburg erläutert die Gründe 
der verschiedenen Statutenänderun-
gen, die den Delegierten per Brief zu-
geschickt wurden. Im Anschluss wird 
über die einzelnen Änderungen wie 
folgt abgestimmt:

§ 11.1:  Vereinssitz ist die Geschäfts-
stelle: Neu: Der Sitz des Vereins ent-
spricht dem Sitz der Geschäfts-
stelle. 
Die Änderung wird einstimmig, ohne 
Gegenstimmen oder Enthaltungen, an-
genommen.

§ 14.3i: Pensionierte als eigene Ver-
bandssektion: Neu: i) pensionierte  
LVB-Mitglieder. 
Die Änderung wird einstimmig, ohne 
Gegenstimmen oder Enthaltungen, an-
genommen.

§ 18.1: Neuberechnung des Anspruchs 
auf Delegiertensitze pro Sektion: Neu: 
Auf je 20 beitragspflichtige Mitglie-
der einer Sektion sowie auf eine Rest-
mitgliedschaft von mindestens 11 ist 
ein Delegierter bzw. eine Delegierte 
zu wählen. Jeder Sektion stehen min-
destens 5 Delegiertensitze zu. Eine 
Ausnahme bildet die Sektion der 
pensionierten LVB-Mitglieder: Ihr 
stehen unabhängig von ihrer Mit-
gliederzahl 3 Delegiertensitze zu.
Die Änderung wird einstimmig, ohne 
Gegenstimmen und mit einer Enthal-
tung, angenommen.

§ 18.2:  nur aktive Lehrpersonen als 
Delegierte (Ausnahme: Pensionierten-
sektion) Mit Ausnahme der drei 
Vertretungen der Sektion der Pen-
sionierten sowie der LVB-Ehren-
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mitglieder müssen Delegierte 
Lehrpersonen im aktiven Schul-
dienst Baselland sein. 
Die Änderung wird einstimmig, ohne 
Gegenstimmen bei zwei Enthaltun-
gen, angenommen.

§ 22.1: Mitgliederzahl und Anspruch 
auf Sitze im Kantonalvorstand: Neu: 
22.1 Dem KV gehören maximal 22 
Mitglieder an. Jede Verbandssek-
tion hat Anspruch auf mindestens 
einen Sitz im KV. Hinsichtlich der 
restlichen Sitze wird eine ausge-
wogene Vertretung der Regionen 
und Schulstufen angestrebt. 
Die Änderung wird einstimmig, ohne 
Gegenstimmen und mit zwei Enthal-
tungen, angenommen.

§ 26.2:  Anzahl Publikationen lvb.in-
form pro Geschäftsjahr: Neu: 26.2 Sie 
erscheint in der Regel 4- bis 5-mal 
pro Geschäftsjahr.
Die Änderung wird einstimmig, ohne 
Gegenstimmen oder Enthaltungen, an-
genommen.

Berufspolitische Geschäfte
Stimmberechtigt sind alle anwesen-
den LVB-Mitglieder.

7. Übersicht zu den laufenden 
Geschäften des LVB

7.1. Wassersicherheit: Das AVS hat 
im Juni 2014 allen Schulleitungen eine 
Broschüre zur Wassersicherheit zu-
kommen lassen. In zwei Ausgaben, 
eine für die Volksschule und eine für 
die Stufe Sek II, wird eine Übersicht 
über Vorsichtsmassnahmen gegeben. 
Es steht darin wörtlich, dass diese Min-
deststandards unbedingt eingehalten 
werden müssen. Das AVS hat aber we-
der ein Einführungsdatum, Hilfestel-
lungen noch Übergangsbestimmun-
gen zur Broschüre geliefert. An den 
Schulen herrscht deswegen grosse 
Verunsicherung. Der LVB erhielt viele 

Anfragen. Der Jurist des LVB sagt, die 
Broschüre sei juristisch relevant. Falls 
die Lehrperson die Mindeststandards 
nicht erfülle, könnte das bei einem 
Vorfall bedeuten, dass der Lehrperson 
Fahrlässigkeit vorgeworfen werde. 
Der LVB empfiehlt daher, die beschrie-
benen Aktivitäten nur noch anzubie-
ten, wenn man die Mindeststandards 
erfüllt. Wo die Zeit für die nötigen 
Weiterbildungen herkommen soll, ist 
(nebst dem HarmoS-bedingten Wei-
terbildungsbedarf) ebenfalls nicht ge-
klärt.

7.2. Information durch LVB-Dele-
gierte an den Schulen: Der LVB ist 
als Mitglied der ABP (Arbeitsgemein-
schaft Basellandschaftlicher Personal-
verbände) offizieller Sozialpartner. Er 
darf über die Fächli oder die Pinnwand 
im Lehrerzimmer informieren, eben-
falls an Konventen. Es hat Schulorte 
gegeben, an denen diese Abmachung 
seitens der Schulleitung gebrochen 
wurde. Die E-Mail-Adressen des Ar-
beitgebers zu benutzen, ist heikel. 
Wenn man alle selber abtippt, dürfen 
sie gebraucht werden. Einen Schulver-
teiler darf man nicht nutzen.

7.3 Rechte der Konvente: Eine 
Schulleitung hat sehr stark in den Kon-
vent eingegriffen und ihr nicht geneh-
me Traktanden eigenmächtig gestri-
chen. Der LVB ist sich mit dem Bildungs-
direktor einig, dass der Konvent das 
entscheidende Mitspracheorgan der 
Lehrerschaft ist. Traktanden werden 
vom Konventsvorstand festgelegt. Die 
Schulleitung darf darin nicht eingrei-
fen, solange die Themen effektiv die 
Schule betreffen. Es ist ausserdem auch 
möglich, Traktanden in Abwesenheit 
der Schulleitung zu besprechen.

7.4. Stellensicherung Sek I: Auf der 
Sek I wird das Äquivalent von 200 Stel-
len abgebaut. Es handelt sich dabei 
durchgängig um befristete Stellen. 
Unbefristete Verträge müssen nicht 

aufgelöst werden. Unter den befristet 
Angestellten sind einige Härtefälle. Im 
Paritätischen Ausschuss werden diese 
Fälle am 8.10.14 diskutiert werden. 
Anfangs September hat das RAV eine 
Veranstaltung für diese Lehrpersonen 
durchgeführt, die gemäss diversen 
Rückmeldungen ein absoluter Ablö-
scher für die Anwesenden gewesen 
sein muss. Die RAV-Vertretungen sei-
en als arrogant empfunden worden. 
Eine Wortmeldung aus dem Saal regt 
an, auch junge Lehrpersonen als Här-
tefalle zu betrachten, die zum «fal-
schen» Zeitpunkt ihre Ausbildung ab-
geschlossen und deswegen nur eine 
befristete Anstellung bekommen hät-
ten. Viele davon hätten gerade eine 
Familie gegründet und seien auf das 
Einkommen angewiesen. 

7.5 Entlastung Primarlehrperso-
nen 6. Schuljahr: Die Resolution der 
letzten DV, Mittelstufen-Primarlehr-
personen im Umfang von 3 Wochen 
vom Unterricht zu entlasten, wenn sie 
zum ersten Mal das 6. Schuljahr über-
nehmen, hat zu einem Teilerfolg ge-
führt. In den nächsten 2 Jahren haben 
die Schulleitungen für diese Klassen-
lehrpersonen je 2 Wochen Entlastung 
zur Verfügung. Die ist nicht zuletzt ein 
Erfolg für den Einsatz des LVB.

7.6. Weiterbildungen Sek I: Die Pe-
tition der Arbeitsgruppe des LVB für 
fachlich bessere Ausbildungen an der 
PH vor allem auch in den neuen Kom-
bifächern hat bei der Petitionskom-
mission des Landrates Erfolg gehabt. 
Die Petition wird an den Landrat über-
wiesen, der seinerseits ein Postulat an 
die Regierung überweisen soll. Abge-
stimmt wird darüber voraussichtlich 
am 2. Oktober.
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8. Hauptthema:
Zwei kontradiktorische Referate 
zum Thema Frühfremd mit 
anschliessender Publikumsdiskus-
sion
Für die Pro-Seite sprechen: 
• Christine Le Pape Racine (PH FHNW);
• Giuseppe Manno (PH FHNW)

Für die Contra-Seite sprechen: 
• Rudolf Wachter (Universitäten Basel 

und Lausanne);
• Urs Kalberer (Lehrer, Didaktiker, 

Bildungs-Blogger)

R. von Wartburg leitet das Thema mit 
einem satirischen Text von Andreas 
Thiel aus dem «Nebelspalter» ein und 
stellt die einzelnen Referenten kurz 
vor.

Christine Le Pape Racine: Der Haupt-
fokus des Kurzreferats von Frau Le 
Pape Racine liegt auf dem Wandel der 
Gesellschaft (Stichwort Globalisie-
rung), der es erforderlich mache, in der 
Schweiz zwei Fremdsprachen zu kön-
nen. Die Kinder hätten heute das Recht 
und die Pflicht, zwei Fremdsprachen zu 
lernen. Wenn die Fremdsprachen in 
der Primarzeit angelegt würden, käme 
jedes Kind zum Zug, andernfalls könn-
ten auf der Oberstufe die Fremdspra-
chen abgewählt werden. Gleichzeitig 
sei eine neue Didaktik der funktiona-
len Mehrsprachigkeit entstanden, die 
alte Didaktik des getrennten Sprachen-
lernens sei überholt. Im Projekt Passe-
partout, einem didaktischen Entwick-
lungsprojekt, werde nun eine inter-
kantonale Harmonisierung angestrebt. 
Im Passepartout-Lehrplan seien drei 
Bereiche verbindlich: 1. Die kommuni-
kative Sprachhandlungsfähigkeit; 2. 
das Bewusstsein für Sprachen und Kul-
turen; 3. der systematische Aufbau von 
Sprachlernstrategien. Da es ein lang-
jähriges Projekt sei, klappe vieles nicht 
sofort. 2018 werde das Gesamtprojekt 
evaluiert. Die Lehrmittel würden nach 
einer ausgiebigen, zweijährigen Test-

phase eingeführt werden. Gemäss dem 
Motto «Older is faster, younger is bet-
ter», verbunden mit der Ergänzung 
«nur unter bestimmten Bedingungen», 
ist Frau Le Pape Racine davon über-
zeugt, dass Frühfremdsprachen ihre 
Berechtigung haben.

Giuseppe Manno: Sein Kurzreferat 
fokussiert auf die Grundlagen des 
Passepartout-Projekts. Eine Frage sei, 
ob die frühe Einführung der Fremd-
sprachen überhaupt möglich sei. Es 
gebe sowohl positive als auch negative 
Erkenntnisse aus verschiedenen Studi-
en. Eine eindeutige Antwort auf die 
Frage gebe es bis anhin nicht. Viele 
Studien bezögen sich auf andere Län-
der und es sei gefährlich, diese Resul-
tate direkt auf helvetische Verhältnisse 
zu übertragen. Studien im helvetischen 
Kontext hätten praktisch keine Beach-
tung gefunden. Eine Innerschweizer 
Studie habe im Klassenvergleich ge-
zeigt, dass die verschiedenen Sprachen 
voneinander profitieren und die 
Deutschkompetenzen nicht darunter 
leiden würden. Der Staat, so Manno, 
würde nicht die Frage des Alters für 
den Beginn des Fremdsprachenunter-
richts als übergeordnete Frage behan-
deln, sondern die Umsetzung der Re-
form stehe im Vordergrund. Die Re-
form sei nicht abgeschlossen. Es sei 
verfrüht, definitive Entscheide oder 
Meinungen dazu zu äussern. Es gebe 
noch Forschungslücken und da müsse 
noch weiter empirisch geforscht wer-
den. Die Studien müssten u.a. die an-
gewandte Didaktik und die Rahmen-
bedingungen berücksichtigen. Die 
Evaluationen müssten zuerst einmal die 
Kompetenzen messen, nicht nur forma-
le Aspekte wie die Grammatik oder das 
Vokabular. Es sei relevanter, im Rahmen 
der Mehrsprachendidaktik das mehr-
sprachige Repertoire der Schülerinnen 
und Schüler zu betrachten.

Urs Kalberer: Als leidenschaftlicher 
Sprachlehrer sei er als Kritiker der Früh-

fremdsprachen keinesfalls gegen den 
Sprachunterricht als solchen. Er wehre 
sich aber dagegen, wenn eine Genera-
tion von Schülerinnen und Schülern aus 
ideologischen Gründen missbraucht 
werde, das aktuelle Konzept über sich 
ergehen lassen zu müssen. Das neue 
Sprachenkonzept baue auf neuropsy-
chologischen Untersuchungen auf. 
Man sei dabei davon ausgegangen, 
dass frühes Sprachenlernen effizienter 
sei. Dabei handle es sich aber um eine 
Fehlinterpretation, da es nicht ver-
gleichbar sei, wenn ein Kind im Aus-
land (z.B. als Folge eines Umzugs) eine 
Fremdsprache lerne oder nur während 
2 bis 3 Lektionen pro Woche in der 
Primarschule. Es sei zwar richtig, dass 
junge Lernende ältere Lernende nach 
einiger Zeit überholten, bei 2-3 Lekti-
onen pro Woche müsse man allerdings 
damit rechnen, dass dies erst nach 20 
Jahren (!) Sprachunterricht der Fall 
sein werde. Der naturalistische Sprach- 
erwerb, den er an einem Beispiel er-
läutert, sei ganz anders als derjenige 
in der Schule. In verschiedenen Studi-
en sei ausserdem die Lernstandsmes-
sung auf derart tiefem Niveau ange-
setzt gewesen, dass nur ein gutes Re-
sultat habe herausschauen können. 
Studien aus aller Welt kämen zu ande-
ren Schlussfolgerungen: Kurzer, kom-
pakter und intensiver Unterricht ge-
gen Ende der obligatorischen Unter-
richtszeit bringe mehr.

Rudolf Wachter: Seine Motivation, 
sich in die Diskussion um die Früh-
fremdsprachen einzuschalten, seien 
viele Gespräche mit Lehrpersonen ge-
wesen. Diese hätten berichtet, der 
Unterricht bringe nicht das, was man 
sich versprochen habe. Es sei effizien-
ter und effektiver, wenn man später 
damit anfange. R. Wachter meint, 
eine Frühfremdsprache sei für ihn in 
Ordnung, zwei jedoch seien zu viel, da 
Deutschschweizer Kinder ja mit der 
ersten Frühfremdsprache schon die 
dritte Sprache lernen würden (neben 
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Dialekt und Hochdeutsch). Den Lehr-
personen solle klar sein: Jede Bewusst-
heit der Schülerinnen und Schüler 
über ihre eigene Sprache helfe beim 
Lernen einer anderen Sprache. Bei der 
Interpretation verschiedener Studien, 
so stelle er fest, müsse man vorsichtig 
sein, teilweise würden regelrechte Ge-
fälligkeitsgutachten im Nachhinein 
erstellt, um die Einführung von Früh-
fremdsprachen zu legitimieren, so 
geschehen im Kanton Zürich für Früh- 
englisch zu Buschors Zeiten. Bereits 
damals habe er sich aus wissenschafts- 
ethischen Gründen in die Debatte ein-
geschaltet. In den Studien werde aber 
nicht erwähnt, wann denn die zweite 
Fremdsprache folgen solle, dabei gehe 
es im Kern genau um diese Frage. Aus-
geklammert werde ebenfalls die Quali-
tät, auf die das Kind für seinen Sprach- 
erwerb aufbauen könne. Eine Studie 
von Bertolet, den er persönlich kenne 
und als überaus seriösen Forscher 
schätze, zeige auf, dass es schneller vo-
rangehe, wenn man später beginne. 
Dies liege darin begründet, dass ge-
gen Ende der Schulzeit die Schülerin-
nen und Schüler über eine höhere 
Kompetenz in der Erstsprache verfü-

gen und darauf aufbauen könnten. 
Dann könnten sie die Sprache auch in 
ihrer Funktionalität verstehen. Leider 
habe aber das Gebot des gesunden 
Menschenverstandes in der Wissen-
schaft zu wenig zu melden. R. Wach-
ters konkreter Vorschlag lautet: Erste 
Fremdsprache ab der 4. Klasse, die 
zweite ab der 7. Klasse. 

Publikumsdiskussion: 
1. Publikumsfrage: Wie U. Kalberer 
die Ausbildung der Lehrpersonen auf 
Niveau C2 des europäischen Sprachen-
portfolios beurteile. U. Kalberer: Das 
zu erreichen, sei wohl unmöglich. Und 
dennoch müssten auf der Primarstufe 
im Prinzip die «besten Leute» unter-
richten. Die Ausbildung sei einfach 
noch nicht auf dem Niveau. Dies könne 
auch an dem nicht ausgereiften Lehr-
mittel liegen, meint jemand aus dem 
Publikum. Mit Lehrmitteln der Oxford 
und Cambridge Press erreichten ande-
re Länder viel bessere Resultate betr. 
DELF/DALF und First Certificate. 

2. Publikumsfrage: Ob es z.B. mög-
lich wäre, zusätzlich zum eigentlichen 
Frühfremdsprachenunterricht ca. 25% 

der übrigen Fächer wie Werken, Musik 
etc. immersiv zu unterrichten. R. Wach-
ter meint, das wäre sicher besser, aber 
es würde wohl an der Praxis scheitern: 
Wo finde man entsprechend qualifi-
zierte Lehrpersonen?

3. Publikumsfrage: Der Fragende 
hat in Yverdon auf der Sekundarstufe 
Deutsch unterrichtet und die Kinder 
hätten danach trotzdem kaum 
Deutsch gekonnt. Da habe es auch 
nichts genützt, dass er aus der 
Deutschschweiz stamme und damit 
Muttersprachler sei. R. Wachter: Die 
Schüler seien halt sehr schnell demo-
tiviert. Da helfe auch eine mutter-
sprachliche Lehrperson nicht immer. 
Ausserdem könne eine Lehrperson, 
die die Zielsprache habe lernen müs-
sen, sich besser in die Kinder einfühlen 
und z.B. erkennen, weshalb genau 
bestimmte Fehler gemacht würden. 
Dass diese Lehrperson aber ausge-
zeichnete Kenntnisse der Zielsprache 
haben müsse, stehe ausser Frage. Chr. 
Le Pape Racine: Der Erfolg sei der 
grösste Motivator. Wenn Kinder mer-
ken würden, dass sie vorwärts kom-
men, dann würden sie auch lernen. 

HEINZ ANTON MEIER



10

Schlechte Noten in Tests und ständige 
Fehlerkorrekturen dagegen hätten 
einen negativen Effekt. Ausserdem 
müsse der Inhalt des Unterrichts inte-
ressant sein. Das Lehrmittel «Mille 
Feuilles» sei den entwicklungspsycho-
logischen Schritten der Kinder didak-
tisch angepasst. Dazu komme, dass 
nun immer mehr in Sprachen gut aus-
gebildete Lehrpersonen im Schul-
dienst stünden und damit die Früh-
fremdsprachen besser unterrichtet 
werden könnten. Da sei es ohne Wei-
teres möglich, auch einmal in einem 
anderen Fach etwas in Englisch oder 
Französisch einzuführen.

4. Publikumsfrage: Eine Kindergar-
tenmutter habe festgestellt, dass ihr 
Kind in der 3. Klasse unter Stresssymp- 
tomen leide, seitdem die Stundentafel 
in Baselland mit Frühfranzösisch noch 
erweitert wurde. Was sagen die Refe-
renten dazu? Chr. Le Pape Racine: Das 
sei schon möglich, könne aber auch 
auf andere Faktoren zurückzuführen 
sein. Nachfrage: Hätte man dafür bes-
ser andere Stunden streichen sollen? 
Chr. Le Pape Racine: Die Stundentafeln 
in der Schweiz seien sehr unterschied-
lich. Es gebe, auf die Dauer der Volks-
schule hochgerechnet, bis zu zwei 
Jahre Unterschied in der Stundendo-
tation. Das müsse man ansehen. Nach-
frage: Ob sie persönlich der Meinung 
sei, man hätte Frühfranzösisch der 
Stundentafel hinzufügen oder etwas 
Bestehendes damit ersetzen sollen. 
Chr. Le Pape Racine: Das müsse man im 
Einzelfall ansehen. 

5. Publikumsvotum: Eine Lehrper-
son, die Frühfranzösisch unterrichtet 
und die Sprache an sich liebt, stellt 
lapidar fest, dass Preis und Leistung in 
keinem Verhältnis stünden. 

6. Publikumsfrage: Ob man die Kin-
der nicht «betrüge», wenn man die 
Frühfremdsprache erst als spielerisch 
und «gratis» verkaufe und auf der Sek I 

ginge es dann auf einmal los mit inten-
sivem Lernen? G. Manno: Er erachtet 
diese Frage als nicht zeitgemäss. Wich-
tig sei, dass man die Didaktik der jewei-
ligen Stufe anpasse. Es stimme nicht, 
wenn behauptet werde, dass das 
Passepartout-Konzept ein «Laissez-
faire» sei. Es sei ein kohärentes Kon-
zept vorhanden. Im Lehrmittel «Mille 
Feuilles» seien metasprachliche Be-
trachtungen vorgesehen. Es gebe aus- 
serdem auch grammatikalische Be-
trachtungen.

7. Publikumsfrage: Die Lehrperson 
stellt fest, dass aus vielen Gesprächen 
mit anderen Lehrpersonen der Mittel-
stufe hervorgehe, dass nur etwa 8% 
der Kinder nicht überfordert seien mit 
zwei Fremdsprachen, notabene die 
leistungsstärksten der Klasse. Für den 
Rest seien zwei Fremdsprachen zu viel. 
Auch gerade fremdsprachige Kinder 
hätten grösste Mühe. Chr. Le Pape Ra-
cine: Man habe in grossangelegten 
Studien festgestellt, dass Kinder mit 
einer anderen Muttersprache in den 
Frühfremdsprachen nicht schlechter 
abschneiden würden als Schweizer Kin-
der. Natürlich gebe es immer Ausnah-
men. Die Motivation für Frühfranzö-
sisch sei auch aufgrund vieler negativer 
Presseartikel, die die Kinder schliesslich 
auch mitbekämen, gesunken.

R. von Wartburg bedankt sich bei den 
Referenten und der Referentin. Ihnen 
wird ein kleines Präsent überreicht.

9. Danksagung
Monika Rohner (BLVSS)
M. Weiss würdigt Monika Rohner, die 
13 Jahre lang dem BLVSS als Präsiden-
tin vorgestanden ist. Sie war massgeb-
lich an der Lohnklage beteiligt, die die 
Sportlehrpersonen auf Sek I und Sek II 
in eine bessere Lohnklasse geführt 
hat. 2003 hat sie den BLVSS unter die 
Fittiche des LVB geführt und seither 
Einsitz im Kantonalvorstand genom-
men. Ihr wird ein Blumenstrauss über-

reicht. M. Rohner bedankt für die Zeit 
im Kantonalvorstand und für die Un-
terstützung des LVB für die Belange 
der Sportlehrpersonen. Sie wünscht 
der Geschäftsleitung, dem Kantonal-
vorstand und dem LVB als Ganzes wei-
terhin viel Kraft, Energie und Beharr-
lichkeit in allen Anliegen.

10. Verabschiedung von zwei 
Resolutionen

10.1. Resolution Nr. 1
Thomas Bretscher hatte an der letzten 
DV einen Resolutionsentwurf einge-
reicht, der nun angepasst zur Abstim-
mung kommt. R. von Wartburg erläu-
tert kurz die einzelnen Punkte. Die 
Resolution lautet wie folgt: 

• Fortbildungskosten, die vom Arbeit-
geber (Kanton) bzw. von der Schul-
leitung verordnet werden, müssen 
zu 100% vom Arbeitgeber über-
nommen werden.

• Für Fortbildungen, die eine Nach-
qualifikation bedingen, um die bis-
herige Unterrichtsberechtigung im 
betreffenden Schulfach zu erhalten 
(Erhaltung und Sicherung der er-
reichten Berufsstellung), müssen 
vom Arbeitgeber bezahlte Zeitgefä-
sse (Lektionenentlastungen, bezahl-
te Stellvertretungen) zur Verfügung 
gestellt werden, damit für die Lehr-
kräfte weiterhin ein 100%-Pensum 
bzw. das bisherige Unterrichtspen-
sum möglich ist. Die Fortbildungs-
zeit und Fortbildungskosten dürfen 
nicht wie bisher aus Spar- und Tradi-
tionsgründen auf die Lehrkräfte ab-
gewälzt werden. 

• Kleinere Fortbildungen, die bei der 
HARMOS-Umsetzung notwendig 
sind, müssen im Rahmen der bishe-
rigen EAF bewältigt werden kön-
nen und vom Arbeitgeber bezahlt 
werden. Sollten aber die Weiterbil-
dungen nicht im Rahmen der EAF 
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abgewickelt werden können, so 
muss der Arbeitgeber zusätzliche 
bezahlte Zeitressourcen zur Verfü-
gung stellen.

• Der Umfang der Fortbildungen, wel-
che für HARMOS-bedingte Nach-
qualifikationen erforderlich ist, wird 
kantonal einheitlich und nach Ab-
sprache mit den Sozialpartnern fest-
gelegt.

Die Resolution wird einstimmig, ohne 
Gegenstimmung und Enthaltungen, 
angenommen.

10.2. Resolution Nr. 2
R. von Wartburg erläutert die Resolu-
tion, die folgendermassen lautet: 

Mit der geplanten Gemeindestruktur-
reform sollen die Gemeinden künftig 
befugt sein, die Löhne der Gemeinde-
lehrkräfte in erheblichem Mass selbst 
zu bestimmen. Der LVB lehnt solche 
«Ortszulagen», die im letzten Jahr-
hundert mit gutem Grund abgeschafft 
wurden, ohne Wenn und Aber ab:

• Es darf nicht sein, dass der Kanton 
und seine Gemeinden auf dem Bu-
ckel der am schlechtesten entlöhn-
ten Lehrpersonenkategorie sparen!

• Es kann nicht sein, dass in Zeiten 
einer angestrebten Harmonisierung 
der Bildung durch eine Kommunali-
sierung der Anstellungsbedingun-
gen der Lehrkräfte strategisch exakt 
in die Gegenrichtung marschiert 
wird!

• Es darf nicht sein, dass Kanton und 
Gemeinden sich für ihre Sparideen 
ausgerechnet einen typischen Frau-
enberuf aussuchen!

• Es darf nicht sein, dass das Unter-
richten in kleinen Gemeinden noch 
unattraktiver wird, als es heute 
schon ist (lange Arbeitswege, unsi-

chere Pensen, veraltete oder fehlen-
de Infrastruktur)!

• Es darf nicht sein und es ist nicht im 
Interesse der Kinder, dass durch ei-
nen sinnlosen Wettbewerb die Ge-
meinden damit anfangen, sich ge-
genseitig bewährte Lehrkräfte ab-
zuwerben und dadurch eine höhere 
Fluktuation an den Schulen hervor-
rufen! 

• Es kann nicht im Interesse des Kan-
tons und der kleinen Gemeinden 
sein, wenn es in Zukunft noch 
schwieriger wird, für ohnehin wenig 
attraktive Standorte gut qualifizier-
te Lehrkräfte zu gewinnen! So ein 
Ansinnen steht in fundamentalem 
Widerspruch zu einem der Kernan-
liegen der Volksschule: Dass jedes 
Kind aus jeder Gemeinde ein An-
recht hat auf stufengerecht ausge-
bildete Lehrerinnen und Lehrer!

Der LVB sagt daher klar Nein zu einer 
Kommunalisierung der Löhne der Pri-
mar- und Musikschullehrkräfte und 
wird jeden in diese Richtung gehen-
den Versuch mit aller Vehemenz be-
kämpfen. 

Eine Lehrperson möchte, dass statt 
von «kleinen Gemeinden» von «ärme-
ren Gemeinden» die Rede sein soll.

Die Resolution wird mit dieser Anpas-
sung einstimmig, ohne Enthaltungen 
und Gegenstimmen, angenommen.

11. Diverses
Eine Wortmeldung bemängelt, dass 
für den Hauptteil zu wenig Zeit vor-
handen gewesen sei, vor allem für die 
Fragen an die Gäste. R. von Wartburg 
erwidert, dass die Tagesaktualität die 
zeitliche Planung oft überhole – aktu-
ell z.B. mit der projektierten Gemein-
destrukturreform, welche die zweite 
Resolution erforderlich gemacht habe. 
Die Geschäftsleitung müsse ausserdem 

schon so aus den unzähligen parallel 
bestehenden Baustellen das Allerwich-
tigste herausfiltern, so gut es gehe. Mit 
nur zwei Versammlungen pro Jahr sei 
das keine einfache Aufgabe, eine Er-
höhung der Anzahl Versammlungen 
wäre aber wohl auch nicht im Interes-
se der Mitglieder. Die Geschäftsleitung 
nehme die Anregung mit für künftige 
Planungen. 

R. von Wartburg bedankt sich bei allen 
Anwesenden für die Teilnahme und 
schliesst damit die Sitzung.

Im Anschluss an die DV/MV wird ein 
Apéro offeriert.


